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Angaben unter dem Vorschriftentitel beziehen sich auf die Gliederungsnummern in der Sammlung der Gesetze und Verordnungen der Freien und Hansestadt Hamburg.

§ 1
Der Eintrag

„Neßdeich Hamburg-Mitte
von Finkenwerder Norderdeich
bis Reetput 002

von Nordmeerstraße
bis Finkenwerder Norderdeich 002

von Neßpriel
bis Kreetslaag 002“

der Anlage zu § 1 (Wegereinigungsverzeichnis) der Wegereini-
gungsverordnung wird durch folgenden Eintrag ersetzt:

„Neßdeich Hamburg-Mitte
von Rüschweg
bis Reetput 002

von Neßpriel
bis Kreetslag 002“.

§ 2
Die Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. April 2006 in Kraft.

Verordnung
zur Änderung der Wegereinigungsverordnung

Vom 3. April 2006

Auf Grund von § 31 Absatz 2 des Hamburgischen Wege-
gesetzes in der Fassung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41,
83), zuletzt geändert am 29. Juni 2005 (HmbGVBl. S. 256, 262),
und § 2 der Wegereinigungsverordnung vom 2. März 2004
(HmbGVBl. S. 124, 200), geändert am 5. Oktober 2004
(HmbGVBl. S. 375, 376), wird verordnet:

Hamburg, den 3. April 2006.

Die Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt
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Einziger Paragraph

(1) Zur Sicherung der Planung wird eine Veränderungs-
sperre für die in der Anlage durch eine schwarze Linie abge-
grenzte Fläche des Bebauungsplans Sinstorf 6 – Flurstücke
1452 und 529 der Gemarkung Sinstorf – am Sinstorfer Kirchweg
(Bezirk Harburg, Ortsteil 708) für zwei Jahre festgesetzt. 

(2) Die Veränderungssperre nach Absatz 1 hat zum Inhalt,
dass

1. Vorhaben im Sinne des § 29 des Baugesetzbuchs nicht
durchgeführt oder bauliche Anlagen nicht beseitigt werden
dürfen; 

2. erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Veränderungen
von Grundstücken und baulichen Anlagen, deren Verände-
rungen nicht genehmigungs-, zustimmungs- oder anzeige-
pflichtig sind, nicht vorgenommen werden dürfen. 

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Ein Entschädigungsberechtigter kann Entschädigung
verlangen, wenn die in § 18 Absatz 1 Satz 1 des Baugesetz-
buchs bezeichneten Nachteile eingetreten sind. Er kann die
Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er 
die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem
Entschädigungspflichtigen beantragt. Das Erlöschen eines
Entschädigungsanspruchs richtet sich nach § 18 Absatz 3
des Baugesetzbuchs.

2. Unbeachtlich ist eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 des Bau-
gesetzbuchs beachtliche Verletzung der dort bezeichneten
Verfahrens- und Formvorschriften, wenn sie nicht inner-
halb von zwei Jahren seit dem In-Kraft-Treten dieser Ver-
ordnung schriftlich gegenüber dem örtlich zuständigen
Bezirksamt unter Darlegung des die Verletzung begründen-
den Sachverhalts geltend gemacht worden ist.

Verordnung
über die Veränderungssperre Sinstorf 6

– Flurstücke 1452 und 529 –
Vom 5. April 2006

Auf Grund von § 14 und 16 Absatz 1 des Baugesetzbuchs in
der Fassung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2415), zuletzt
geändert am 21. Juni 2005 (BGBl. I S. 1818, 1824), in Verbindung
mit § 4 des Bauleitplanfeststellungsgesetzes in der Fassung
vom 30. November 1999 (HmbGVBl. S. 271), zuletzt geändert
am 14. Dezember 2005 (HmbGVBl. S. 525), sowie § 2 Satz 1
Nummer 1 der Weiterübertragungsverordnung-Bau vom
28. Juni 2000 (HmbGVBl. S. 134), geändert am 1. Februar 2005
(HmbGVBl. S. 21), wird verordnet: 

Hamburg, den 5. April 2006.

Das Bezirksamt Harburg
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Anlage zur Verordnung
über die

Veränderungssperre

Sinstorf 6
– Flurstücke 1452 und 529 –

M 1:2000
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(1) Der Flächennutzungsplan für die Freie und Hansestadt
Hamburg in der Fassung der Neubekanntmachung vom
22. Oktober 1997 (HmbGVBl. S. 485) wird im Geltungsbereich
südlich Volksdorfer Damm am „Fischkamp“ und am „Stüffel“
im Stadtteil Bergstedt (Bezirk Wandsbek, Ortsteil 524) geän-
dert.

(2) Das maßgebliche Stück der Änderung des Flächen-
nutzungsplans und der ihm beigegebene Erläuterungsbericht
werden beim Staatsarchiv zu kostenfreier Einsicht für jeder-
mann niedergelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Ein Abdruck des Plans und der Erläuterungsbericht
können beim örtlich zuständigen Bezirksamt während der
Dienststunden kostenfrei eingesehen werden. Soweit dort
zusätzliche Abdrucke vorhanden sind, werden sie kosten-
frei zur Verfügung gestellt.

2. Unbeachtlich sind

a) eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 des Bau-
gesetzbuchs in der Fassung vom 23. September 2004
(BGBl. I S. 2415), zuletzt geändert am 21. Juni 2005
(BGBl. I S. 1818, 1824), beachtliche Verletzung der dort
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Bau-
gesetzbuchs beachtliche Verletzung der Vorschriften
über das Verhältnis des Bebauungsplans und des
Flächennutzungsplans und 

c) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beacht-
liche Mängel des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb von zwei Jahren seit dem In-Kraft-
Treten der Änderung des Flächennutzungsplans schriftlich
gegenüber der für die Erarbeitung des Flächennutzungs-
plans zuständigen Behörde unter Darlegung des die Verlet-
zung begründenden Sachverhaltes geltend gemacht worden
sind.

Dreiundsiebzigste Änderung
des Flächennutzungsplans für die Freie und Hansestadt Hamburg

Vom 11. April 2006

Die Bürgerschaft hat den nachstehenden Beschluss gefasst:

Ausgefertigt Hamburg, den 11. April 2006.

Der Senat

(1) Das Landschaftsprogramm einschließlich Arten- und
Biotopschutzprogramm für die Freie und Hansestadt Hamburg
vom 14. Juli 1997 (HmbGVBl. S. 363) wird im Geltungsbereich
südlich Volksdorfer Damm am „Fischkamp“ und am „Stüffel“
im Stadtteil Bergstedt (Bezirk Wandsbek, Ortsteil 524) geän-
dert.

(2) Das maßgebliche Stück der Änderung des Landschafts-
programms einschließlich Arten- und Biotopschutzprogramm

und der ihm beigegebene Erläuterungsbericht werden beim
Staatsarchiv zu kostenfreier Einsicht niedergelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

Ein Abdruck der Pläne und der Erläuterungsbericht können
beim örtlich zuständigen Bezirksamt während der Dienststun-
den kostenfrei eingesehen werden. Soweit zusätzliche
Abdrucke beim Bezirksamt vorhanden sind, werden sie kosten-
frei zur Verfügung gestellt.

Achtundfünfzigste Änderung
des Landschaftsprogramms einschließlich Arten- und Biotopschutzprogramm

für die Freie und Hansestadt Hamburg
Vom 11. April 2006

Die Bürgerschaft hat den nachstehenden Beschluss gefasst:

Ausgefertigt Hamburg, den 11. April 2006.

Der Senat
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Ausgefertigt Hamburg, den 11. April 2006.

Der Senat

Ausgefertigt Hamburg, den 11. April 2006.

Der Senat

(1) Der Flächennutzungsplan für die Freie und Hansestadt
Hamburg in der Fassung der Neubekanntmachung vom
22. Oktober 1997 (HmbGVBl. S. 485) wird im Geltungsbereich
nördlich und südlich Immenhorstweg im Stadtteil Bergstedt
(Bezirk Wandsbek, Ortsteil 524) geändert.

(2) Das maßgebliche Stück der Änderung des Flächen-
nutzungsplans und der ihm beigegebene Erläuterungsbericht
werden beim Staatsarchiv zu kostenfreier Einsicht für jeder-
mann niedergelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Ein Abdruck des Plans und der Erläuterungsbericht kön-
nen beim örtlich zuständigen Bezirksamt während der
Dienststunden kostenfrei eingesehen werden. Soweit dort
zusätzliche Abdrucke vorhanden sind, werden sie kosten-
frei zur Verfügung gestellt.

2. Unbeachtlich sind

a) eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 des Bau-
gesetzbuchs in der Fassung vom 23. September 2004
(BGBl. I S. 2415), zuletzt geändert am 21. Juni 2005
(BGBl. I S. 1818, 1824), beachtliche Verletzung der dort
bezeichneten Verfahrens- uns Formvorschriften,

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Bau-
gesetzbuchs beachtliche Verletzung der Vorschriften
über das Verhältnis des Bebauungsplans und des
Flächennutzungsplans und

c) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beacht-
liche Mängel des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb von zwei Jahren seit dem In-Kraft-
Treten der Änderung des Flächennutzungsplans schriftlich
gegenüber der für die Erarbeitung des Flächennutzungs-
plans zuständigen Behörde unter Darlegung des die Verlet-
zung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden
sind.

Vierundsiebzigste Änderung
des Flächennutzungsplans für die Freie und Hansestadt Hamburg

Vom 11. April 2006

Die Bürgerschaft hat den nachstehenden Beschluss gefasst:

(1) Das Landschaftsprogramm einschließlich Arten- und
Biotopschutzprogramm für die Freie und Hansestadt Hamburg
vom 14. Juli 1997 (HmbGVBl. S. 363) wird im Geltungsbereich
nördlich und südlich Immenhorstweg im Stadtteil Bergstedt
(Bezirk Wandsbek, Ortsteil 524) geändert.

(2) Das maßgebliche Stück der Änderung des Landschafts-
programms einschließlich Arten- und Biotopschutzprogramm

und der ihm beigegebene Erläuterungsbericht werden beim
Staatsarchiv zu kostenfreier Einsicht niedergelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

Ein Abdruck der Pläne und der Erläuterungsbericht können
beim örtlich zuständigen Bezirksamt während der Dienst-
stunden kostenfrei eingesehen werden. Soweit zusätzliche
Abdrucke beim Bezirksamt vorhanden sind, werden sie kosten-
frei zur Verfügung gestellt.

Neunundfünfzigste Änderung
des Landschaftsprogramms einschließlich Arten- und Biotopschutzprogramm

für die Freie und Hansestadt Hamburg
Vom 11. April 2006

Die Bürgerschaft hat den nachstehenden Beschluss gefasst:
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§ 1

(1) Der Bebauungsplan Bergstedt 23 für den Geltungs-
bereich beiderseits des Immenhorstwegs, nördlich Saselbek,
östlich der Straße Bergstedter Chaussee, südlich des Feldwegs
Fischkamp, westlich Hamraakoppel und westlich der Straße
Birkenweg (Bezirk Wandsbek, Ortsteil 524) wird festgestellt.

Das Gebiet wird wie folgt begrenzt:

Bergstedter Chaussee – Nordgrenzen der Flurstücke 519
und 532, über die Flurstücke 2597, 3560 (alt: 2643) und 2194
(Bredeneschredder), Ostgrenze des Flurstücks 2194, Nord-
grenzen der Flurstücke 3562 (alt: 1584), 3563 (alt: 2175) und
2176, Nord- und Ostgrenzen der Flurstücke 3569 (alt: 2880)
und 2882, über das Flurstück 2170 (Immenhorstweg), Süd-
grenze des Flurstücks 2170 (Immenhorstweg) der Gemar-
kung Bergstedt – Birkenweg – über die Flurstücke 3216 und
602 (Saselbek), Südgrenze des Flurstücks 602 der Gemar-
kung Bergstedt – Südgrenze des Flurstücks 323 der Gemar-
kung Sasel.

(2) Das maßgebliche Stück des Bebauungsplans (2 Blätter)
und die ihm beigegebene Begründung werden beim Staats-
archiv zu kostenfreier Einsicht für jedermann niedergelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung können beim
örtlich zuständigen Bezirksamt während der Dienststunden
kostenfrei eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke
beim Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen Kosten-
erstattung erworben werden.

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs in der
Fassung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2415), zuletzt
geändert am 21. Juni 2005 (BGBl. I. S. 1818, 1824), bezeich-
neten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann ein
Entschädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er
kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen,
dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungs-
anspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die
Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich sind

a) eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 des
Baugesetzbuchs beachtliche Verletzung der dort bezeich-
neten Verfahrens- und Formvorschriften,

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des
Baugesetzbuchs beachtliche Verletzung der Vorschriften
über das Verhältnis des Bebauungsplans und des
Flächennutzungsplans und 

c) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beacht-
liche Mängel des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb von zwei Jahren seit dem In-Kraft-
Treten des Bebauungsplans schriftlich gegenüber dem
örtlich zuständigen Bezirksamt unter Darlegung des die
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht
worden sind. 

§ 2

Für die Ausführung des Bebauungsplans gelten nach-
stehende Vorschriften:

1. Eine Überschreitung der Baugrenzen durch Vorbauten,
Erker, Balkone und Loggien kann bis zu 2 m auf einer
Breite von jeweils höchstens 4 m zugelassen werden.

2. Eine Überschreitung der Baugrenzen durch nicht über-
dachte Terrassen kann bis zu 4 m auf einer Breite von
jeweils höchstens 7 m zugelassen werden.

3. Die Unterkante der Kellersohle von Kellergeschossen
darf höchstens 1,5 m unter der vorhandenen Gelände-
oberfläche liegen.

4. Dränagen oder sonstige bauliche und technische Maß-
nahmen, die zu einer dauerhaften Absenkung des Grund-
wasserspiegels beziehungsweise des Stauwasserspiegels
führen, sind unzulässig.

5. Im allgemeinen Wohngebiet entlang der Bergstedter
Chaussee sind durch geeignete Grundrissgestaltung die
Wohn- und Schlafräume den lärmabgewandten Gebäude-
seiten zuzuordnen. Soweit die Anordnung von Wohn- und
Schlafräumen an den lärmabgewandten Gebäudeseiten
nicht möglich ist, muss für diese Räume ein ausreichender
Lärmschutz durch bauliche Maßnahmen an Außentüren,
Fenstern, Außenwänden und Dächern der Gebäude
geschaffen werden.

6. In den mit „OZ1 “,  „OZ2 “ und  „OZ3 “ bezeichneten Baugebieten
ist für je 150 m2 der nicht überbaubaren Grundstücks-
fläche mindestens ein kleinkroniger, einheimischer und
standortgerechter Baum zu pflanzen und dauerhaft zu
erhalten. Die Bäume müssen einen Stammumfang von
mindestens 12 cm, in 1 m Höhe über Erdboden gemessen,
aufweisen. Bei Abgang ist eine gleichwertige Ersatz-
pflanzung vorzunehmen.

7. Für die zu erhaltenden Bäume, Sträucher und Knicks
sind bei Abgang einheimische und standortgerechte
Ersatzpflanzungen vorzunehmen. Ersatzpflanzungen und
Aufsetzarbeiten an den Knicks sind so durchzuführen,
dass der Charakter und Aufbau der Knicks erhalten
bleibt. Vorhandene Lücken sind durch Nachpflanzung zu
schließen.

8. Die Flächen des Anpflanzgebots sind mit einheimischen,
standortgerechten Gehölzen zu bepflanzen. Die Pflan-
zung ist zweireihig mit mindestens einer Pflanze je 2 m2

anzulegen. Die Anpflanzung ist dauerhaft zu erhalten. Bei
Abgang ist eine gleichwertige Ersatzpflanzung vorzu-
nehmen.

9. Für festgesetzte Einzelbaumpflanzungen sind klein-
kronige, standortgerechte, einheimische Laubbäume zu
verwenden und dauerhaft zu erhalten. Die Bäume müssen
einen Stammumfang von mindestens 12 cm, in 1 m Höhe
über Erdboden gemessen, aufweisen. Bei Abgang ist eine
gleichwertige Ersatzpflanzung vorzunehmen. Von den in
der Planzeichnung festgesetzten Anpflanzstandorten kön-
nen Abweichungen von bis zu 5 m in Nord-Süd-Richtung
zugelassen werden.

Gesetz
über den Bebauungsplan Bergstedt 23

Vom 11. April 2006

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft beschlossene Gesetz:
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10. Innerhalb der Flächen für die Erhaltung von Bäumen,
Sträuchern und Knicks und im Kronenbereich festgesetz-
ter Bäume, Sträucher und Knicks sind Geländeaufhöhun-
gen, Abgrabungen und Ablagerungen, mit Ausnahme der
für die Oberflächenentwässerung, für den Gewässer- und
Wegebau sowie für den Bau von Siel- und Leitungstrassen
erforderlichen Maßnahmen, unzulässig.

11. Dachflächen von Garagen sowie Schutzdächer von Stell-
platzanlagen sind mit einem mindestens 3,5 cm starken,
durchwurzelbaren Substrataufbau zu versehen und exten-
siv zu begrünen. Die Dachbegrünung ist dauerhaft zu
erhalten.

12. In den Baugebieten sind Fahrwege in wasser- und luft-
durchlässigem Aufbau herzustellen. Stellplätze ohne
Schutzdach sind in vegetationsfähigem Aufbau oder als
Plattenspuren herzustellen.

13. Das von den privaten Grundstücks- und Dachflächen
abfließende Niederschlagswasser ist, soweit es nicht
versickert beziehungsweise in Speichereinrichtungen

gesammelt wird, oberirdisch einzuleiten, sofern ein offenes
Entwässerungssystem vorhanden ist.

14. Für Hauptgebäude sind nur Dächer mit einer Dach-
neigung von mindestens 20 Grad zulässig.

15. Für Ausgleichsmaßnahmen werden den mit „OZ1 “ bezeich-
neten Wohngebieten Teilflächen des Flurstücks 3044 und
das Flurstück 2178 der Gemarkung Bergstedt in einer
Größe von 14.800 m2 zugeordnet. 

Für Ausgleichsmaßnahmen werden den mit „OZ3 “ bezeich-
neten Wohngebieten Teilflächen der Flurstücke 1315, 1316
und 1264 und das Flurstück 1263 der Gemarkung Berg-
stedt in einer Größe von 38.875 m2 zugeordnet.

Für Ausgleichsmaßnahmen wird den mit „OZ4 “ bezeich-
neten Straßenverkehrsflächen eine Teilfläche des Flur-
stücks 1627 der Gemarkung Bergstedt in einer Größe von
11.790 m2 zugeordnet.

§ 3

Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden Bebau-
ungspläne aufgehoben.

Ausgefertigt Hamburg, den 11. April 2006.

Der Senat
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